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Α. Das Problem: 
der PZD nach der Poststrukturreform 

I. Zur Entwicklung des PZD 

1. Zur  Frühgeschichte:  der  Postzwang 

Die Frühgeschichte der Post ist mit der der Presse eng verschränkt: 
die ersten Zeitungen wurden von den (privaten) Postmeistern heraus-
gegeben1. Im Laufe des 18. Jahrhunderts verselbständigte sich die 
Rolle des ZeitungsVerlegers; von nun an begnügte sich die Post mit 
dem Vertrieb der Presseprodukte. Im Anschluß an die Verstaatlichung 
der Post kam es im 19. Jahrhundert zum Postzwang für periodische 
Druckwerke; er wurde zunächst durch Verwaltungsvorschriften  (Re-
gulative) und erst ab der Jahrhundertmitte gesetzlich geregelt2, und 
er bestimmte, daß Presseerzeugnisse allein durch die Post vertrieben 
werden durften. Mit diesem Postzwang, dem eine Vertriebspflicht 
(„Postdebit") der Post entsprach, wurden vor allem zwei Ziele verfolgt: 
er bildete ein Instrument obrigkeitlicher Überwachung der Pressetätig-
keit und entsprach zugleich der merkantilistischen Zielsetzung, sowohl 
die sozioökonomische Infrastruktur  als auch die Finanzkraft  des Staa-
tes durch von der öffentlichen  Hand betriebene Monopolunternehmen 
zu stärken3. Im weiteren Verlauf wurde der Postzwang eingeschränkt: 
er betraf nur noch politische Zeitungen4, gab dann die Zustellung am 
Ursprungsort5 und wenig später generell die Verteilung durch Boten 

ι Dazu und zum folgenden Rackow  u. a., Handwörterbuch des Postwesens 
2. Aufl. (1953) 588; KohllHaun,  Komm zur PostZtgO und PostZtgGebVO 
(3. Aufl. 1990, neubearb. von Busch und Haun)  Vorbem PostZtgO 40 ff. 

2 Preuß. PostG v. 15.6.1852 (Gesetzessammlung 345) 
3 Kohl  I  Haun,  51 m. w. N. 
4 Gesetz über das Postwesen des Norddeutschen Bundes v. 2,14.1867 

(BGBl. 61) 
5 ReichsPostG v. 28.10.1871 (RGBl. 347); dazu Sautter , Geschichte der 

Deutschen Post, Teil 3: Geschichte der Deutschen Reichspost (1951) 94 ff. 
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und Austräger innerhalb der Gemeindegrenzen6 frei,  und er entfiel 
endgültig mit dem am 1. Januar 1970 in Kraft  getretenen PostG vom 
28. Juli 19697. 

2. Vom  Postregal  zur  Dienstleistung 

Der allmählichen Lockerung und dem schließlichen Wegfall des 
Postzwangs entspricht eine weitgehend synchrone Entwicklung: der 
postalische Vertrieb von Presseerzeugnissen, für den sich mittlerweile 
der Begriff  „Postzeitungsdienst" (PZD) eingebürgert hatte, wandelte 
sich von einem die Staatskasse füllenden Regal zu einer Dienstlei-
stung, die eine in der absoluten wie relativen Höhe schwankende, 
aber im Prinzip doch einigermaßen kontinuierlich wachsende Kosten-
unterdeckung aufwies8. Diese doppelte Bewegung läßt sich unschwer 
deuten: in ihr spiegelt sich der Wandel der letzten beiden Jahrhunderte, 
der die Presse aus der Randposition des von den Zensurbehörden des 
feudalständischen Obrigkeitsstaates argwöhnisch beobachteten Unru-
hestifters in eine für den demokratischen Verfassungsstaat unverzicht-
bare Schlüsselposition kommunikativer Vermittlung gerückt hat. Zu-
gleich entstand freilich das Problem, die wachsenden Defizite einzug-
renzen und abzubauen. Es führte anfangs der siebziger Jahre zu einem 
Beschluß des Bundeskabinetts9, in dem die Einschränkung der angebo-
tenen Dienste, die Erschwerung des Zugangs und die grundlegende 
Überprüfung  des Systems mit dem Ziel vor allem der Kostenverringe-
rung angeordnet worden war. Da sich die Umsetzung dieses Beschlus-
ses als schwierig erwies, wurde eine aus Vertretern der Zeitungs- und 
Zeitschriftenverleger  wie der DBP gebildete „Gemeinsame Kommis-
sion PZD" beauftragt,  Lösungen vorzuschlagen. Ihre Empfehlungen 
hatten zur Folge, daß die „Besonderen Dienste" des Verpackens und 
Addressierens von Zeitungen und des Einzugs von Zeitungsbezugs-
geld zum 1. Januar 1979 in die Eigenregie der Verlage übernommen 

6 PostG-Novelle v. 20.12.1899 (RGBl. 715). 
7 Gesetz über das Postwesen (BGB 1.1, 1006); zum historischen Zusam-

menhang vgl. Steinmetz  /  Elias,  Geschichte der Deutschen Post Bd. 4 (1979) 
205 f. 

s Zahlenangaben a. a. O. S. 206. 
9 vom 31.10.1973; zu seinem Inhalt detailliert Kohl/Haun  47. 
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worden sind10. Seit diesem Zeitpunkt konzentriert sich der Postzei-
tungsdienst auf die Beförderung  und die Auslieferung oder Zustellung 
von periodischen Druckwerken durch die DBP. 

I I . Der PZD vor der Poststrukturreform 

1. Rechtsgrundlagen 

Die Geschichte des PZD, die hier nur in grobem Umriß nachzuzeich-
nen war, erweist sich als komplexer Wirkungszusammenhang politi-
scher, wirtschaftlicher  und legislatorischer Veränderungen. Zu Beginn 
der achtziger Jahre beruhte der aus dieser Entwicklung hervorgegange-
ne PZD auf den folgenden Rechtsgundlagen: Die Regelung der — 
öffentlich-rechtlichen  — Beziehungen zwischen der Post und ihren 
Benutzern findet sich im — mittlerweile modifizierten, aber weiterhin 
gültigen — PostG11. Sein sachlicher Geltungsbereich umfaßt gemäß 
§ 1 Nr. 2 den PZD, für den § 17 die Haftung gegenüber den Benutzern 
beschränkt. § 2 Abs. 1 statuiert den „Beförderungsvorbehalt"  zugun-
sten der DBP, von dem „wiederkehrend erscheinende Druckschriften", 
d. h. Zeitungen und Zeitschriften, gemäß § 2 Abs. 3 Nr. 2 ausgenom-
men sind; § 8 begründet den Individualanspruch auf Zulassung zur 
Nutzung des Postwesens im Rahmen der in den Benutzungsordnungen 
festgelegten Bedingungen. Deren Ermächtigungsgrundlage fand sich 
in § 14 des — mittlerweile aufgehobenen — PostVerwG12. Die für 
den PZD maßgeblichen Bedingungen waren in der PostZtgO13 festge-
legt. Voraussetzung der Teilnahme war die schriftliche Zulassung (§ 2 
Abs. 1). Anspruch auf Zulassung hatten Zeitungen und Zeitschriften, 
„die zu dem Zweck herausgegeben werden, die Öffentlichkeit  über 
Tagesereignisse, Zeit- und Fachfragen zu unterrichten" (§ 5 Abs. 1 
und 2). Amtliche Druckschriften  (§ 5 Abs. 2) und zur Förderung der 
ideellen Ziele von Vereinen, Verbänden oder sonstigen Körperschaf-

10 Kohl  I  Haun  48. 
11 Vgl. FN 7. 
1 2 Gesetz über die Verwaltung der Deutschen Bundespost v. 24.7.1953 

(BGBl. I, 676). 
13 Postzeitungsordnung vom 10.7.1970 (BGBl. I, 1068). 


